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IV Schaffung eines neuen Tatbestands für sexuelle Handlun-

gen ohne Konsens 

1 Erläuterung und Hintergrund  
Das Recht auf Selbstbestimmung stellt ein grund- und menschenrechtlich veranker-

tes Recht dar. Der Staat muss somit durch hoheitliche Schutzmassnahmen, insb. 

durch Schaffung der entsprechenden Schutzbestimmungen, das Recht auf Selbst-

bestimmung vor Beeinträchtigungen Dritter schützen.87  

Darüber hinaus bestehen im Bereich des Sexualstrafrechts auch völkerrechtliche 

Verpflichtungen, denen die Schweiz nachkommen muss.88 Fraglich ist, ob für die 

Schweiz eine positive Schutzpflicht für das Sexualstrafrecht durch eine völkerrecht-

liche Verpflichtung ausgelöst werden kann. 

Im Fall M.C. gegen Bulgarien entschied der EGMR: 

«[…] [T]he member States‘ positive obligations under Articles 389 and 890 of 

the Convention must be seen as requiring the penalisation and effective pros-

ecution of any non-consensual sexual act, including in the absence of physical 

resistance by the victim.»91 

Der EGMR bestätigte damit erstmals und seit jeher in mehreren Entscheiden, dass 

jeder nicht einverständliche Sexualkontakt unter Strafe gestellt und verfolgt werden 

muss.92 Somit leitet auch der EGMR aus den Menschenrechten staatliche Schutz-

pflichten ab.93 

Selbiges wird auch in der IK festgehalten. In Art. 36 IK wird festgehalten, dass 

nicht einverständliche sexuelle Handlungen mit einer Person (Abs. 1 Bst. a und b 

leg. cit.) oder das Veranlassen einer Person zur Vornahme nicht einverständlicher 

Handlungen mit einer dritten Person (Abs. 1 Bst. c leg. cit.) in den Vertragsstaaten 

als strafbar erklärt werden müssen. Das Einverständnis dazu muss gem. Abs. 2 leg. 

                                                
87  SCHEIDEGGER, S. 20 Rz. 32. 
88  SUTER, S. 19 Rz. 34. 
89  Art. 3 EMRK schützt den Kernbereich der psychischen und physischen Integrität. SUTER, S. 21 

Rz. 37. 
90  Art. 8 Abs. 1 EMRK umfasst den Schutz der des Privat- und Familienlebens, der Wohnung und 

der Korrespondenz. Hier steht die Autonomie, also das Recht auf Selbstbestimmung des Men-
schen im Zentrum. Der EGMR leitet das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung aus dem Schutz 
des Privatlebens ab. SUTER, S. 20 Rz. 36. 

91  Urteil des EGMR vom 4. Dezember 2003 – 39272/98 (M.C. gegen Bulgarien). 
92  Vgl. Urteil des EGMR vom 24. Mai 2016 – 36934/08 (I.C. gegen Rumänien). 
93  SCHEIDEGGER, S. 21. Rz. 33. 


